§ 1 Begriffsbestimmungen

(1) iEin Altersvorsorgevertrag im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn zwischen dem
Anbieter und einer natlrlichen Person (Vertragspartner) eine Vereinbarung in deutscher
Sprache geschlossen wird,

1. (auBer Kraft)

2. die flr den Vertragspartner eine lebenslange und unabhdangig vom Geschlecht berechnete
Altersversorgung vorsieht, die nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres oder einer vor
Vollendung des 60. Lebensjahres beginnenden Leistung aus einem gesetzlichen
Alterssicherungssystem des Vertragspartners (Beginn der Auszahlungsphase) gezahlt
werden darf; Leistungen aus einer erganzenden Absicherung der verminderten
Erwerbsfahigkeit oder Dienstunfahigkeit und einer zusatzlichen Absicherung der
Hinterbliebenen kénnen vereinbart werden; Hinterbliebene in diesem Sinne sind der
Ehegatte und die Kinder, fir die dem Vertragspartner zum Zeitpunkt des Eintritts des
Versorgungsfalles ein Anspruch auf Kindergeld oder ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 des
Einkommensteuergesetzes zugestanden hatte; der Anspruch auf Waisenrente oder
Waisengeld darf l[angstens flr den Zeitraum bestehen, in dem der Rentenberechtigte die
Voraussetzungen fir die Beriicksichtigung als Kind im Sinne des § 32 des
Einkommensteuergesetzes erfiillt;

3. in welcher der Anbieter zusagt, dass zu Beginn der Auszahlungsphase zumindest die
eingezahlten Altersvorsorgebeitrage flr die Auszahlungsphase zur Verfiigung stehen;
sofern Beitragsanteile zur Absicherung der verminderten Erwerbsfahigkeit oder
Dienstunfahigkeit oder zur Hinterbliebenenabsicherung verwendet werden, sind bis zu 15
vom Hundert der Gesamtbeitrage in diesem Zusammenhang nicht zu bertcksichtigen;

4. die monatliche Leistungen flir den Vertragspartner in Form einer lebenslangen Leibrente
oder Ratenzahlungen im Rahmen eines Auszahlungsplans mit einer anschlieBenden
Teilkapitalverrentung ab dem 85. Lebensjahr vorsieht; die Leistungen miissen wahrend
der gesamten Auszahlungsphase gleich bleiben oder steigen; Anbieter und Vertragspartner
kdénnen vereinbaren, dass bis zu zwdlf Monatsleistungen in einer Auszahlung
zusammengefasst werden oder eine Kleinbetragsrente nach § 93 Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes abgefunden wird; bis zu 30 vom Hundert des zu Beginn der
Auszahlungsphase zur Verfiigung stehenden Kapitals kann an den Vertragspartner
auBerhalb der monatlichen Leistungen ausgezahlt werden; die gesonderte Auszahlung der
in der Auszahlungsphase anfallenden Zinsen und Ertrage ist zuldssig;

5. (auBer Kraft)

6. (auBer Kraft)

7. (auBer Kraft)

8. die vorsieht, dass die in Ansatz gebrachten Abschluss- und Vertriebskosten Uber einen
Zeitraum von mindestens finf Jahren in gleichmaBigen Jahresbetragen verteilt werden,
soweit sie nicht als Vomhundertsatz von den Altersvorsorgebeitragen abgezogen werden;
9. (auBer Kraft)

10. die dem Vertragspartner wahrend der Ansparphase einen Anspruch gewahrt,

a) den Vertrag ruhen zu lassen,

b) den Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres zu
kiindigen, um das gebildete Kapital auf einen anderen auf seinen Namen lautenden
Altersvorsorgevertrag desselben oder eines anderen Anbieters Ubertragen zu lassen

oder

C) mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres die teilweise
oder vollstandige Auszahlung des gebildeten Kapitals flr eine Verwendung im Sinne

des § 92a des Einkommensteuergesetzes zu verlangen und

2Altersvorsorgevertrage kdnnen auch Vertrage sein, die die Férderung selbst genutzten
Wohnungseigentums ermdéglichen, sofern sie die Anforderungen des Satzes 1 gleichartig
erflillen. 3Altersvorsorgevertrage kénnen auch Vertrage mit Anbietern im Sinne des Absatzes
2 sein, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen worden sind, wenn diese, im



Bedarfsfall nach einer entsprechenden Anderung, die Voraussetzungen fiir eine Zertifizierung
im Sinne dieses Gesetzes erflllen. 4Ein Altersvorsorgevertrag im Sinne dieses Gesetzes kann
zwischen dem Anbieter und dem Vertragspartner auch auf Grundlage einer rahmenvertrag-
lichen Vereinbarung mit einer Vereinigung geschlossen werden, wenn der beglnstigte
Personenkreis die Voraussetzungen des § 10a des Einkommensteuergesetzes erfillt.
Bis 31.12.2004:

(1) 1Ein Altersvorsorgevertrag im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn zwischen dem
Anbieter und einer natirlichen Person (Vertragspartner) eine Vereinbarung in deutscher
Sprache geschlossen wird,

11. (auBer Kraft)

1. in der sich der Vertragspartner verpflichtet, in der Ansparphase laufend freiwillige
Aufwendungen (Altersvorsorgebeitrdge) zu erbringen;

2. die vorsieht, dass Leistungen flir den Vertragspartner zur Altersversorgung nicht vor
Vollendung des 60. Lebensjahres oder dem Beginn einer Altersrente des Vertragspartners
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem Gesetz lber die Alterssicherung
der Landwirte oder dem Beginn einer Versorgung nach den beamten- und
soldatenversorgungsrechtlichen Regelungen wegen Erreichens der Altersgrenze erbracht
werden (Beginn der Auszahlungsphase); im Fall des Bezugs einer Rente wegen
verminderter Erwerbsfdhigkeit aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem
Gesetz (iber die Alterssicherung der Landwirte sowie im Fall des Bezugs eines
Ruhegehaltes, das einem Beamten, Richter oder Soldaten nach Versetzung in den
Ruhestand wegen Dienstunféhigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, gewéhrt
wird, kénnen Rentenleistungen aus einer Zusatzversicherung gemaB Nummer 3 erbracht
werden;

Bis 31.12.2001:

2. die vorsieht, dass Leistungen flr den Vertragspartner zur Altersversorgung nicht vor
Vollendung des 60. Lebensjahres oder dem Beginn einer Altersrente des Vertragspartners
aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder nach dem Gesetz lber die Alterssicherung
der Landwirte erbracht werden (Beginn der Auszahlungsphase); im Fall des Bezugs einer
Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit aus der gesetzlichen Rentenversicherung
oder nach dem Gesetz lUber die Alterssicherung der Landwirte kénnen Rentenleistungen
aus einer Zusatzversicherung geméaB Nummer 3 erbracht werden;

3. in welcher der Anbieter zusagt, dass zu Beginn der Auszahlungsphase zumindest die
eingezahlten Altersvorsorgebeitrage flir die Auszahlungsphase zur Verfligung stehen;
sofern Beitragsanteile zur Absicherung der verminderten Erwerbsféhigkeit oder
Dienstunfédhigkeit verwendet werden, sind bis zu 15 vom Hundert der Gesamtbeitréage in
diesem Zusammenhang nicht zu bericksichtigen;

Bis 31.12.2001:

3. in welcher der Anbieter zusagt, dass zu Beginn der Auszahlungsphase zumindest die
eingezahlten Altersvorsorgebeitrége flir die Auszahlungsphase zur Verfligung stehen;
sofern Beitragsanteile zur Absicherung der verminderten Erwerbsfédhigkeit verwendet
werden, sind bis zu 15 vom Hundert der Gesamtbeitrage in diesem Zusammenhang nicht
zu berticksichtigen;

4. die vorsieht, dass die Auszahlung ab Beginn der Auszahlungsphase in Form einer
lebenslangen gleich bleibenden oder steigenden monatlichen Leibrente oder eines
Auszahlungsplans mit unmittelbar anschlieBender lebenslanger Teilkapitalverrentung im
Sinne der Nummer 5 erfolgt; Anbieter und Vertragspartner kbnnen vereinbaren, dass bis
zu drei Monatsrenten in einer Auszahlung zusammengefasst werden kénnen;

5. die im Falle der Vereinbarung eines Auszahlungsplans bestimmt, dass die Auszahlung ab
Beginn der Auszahlungsphase bis zur Vollendung des 85. Lebensjahrs entweder in
zugesagten gleich bleibenden oder steigenden monatlichen Raten oder in zugesagten
gleich bleibenden oder steigenden monatlichen Teilraten und zusétzlich in variablen
Teilraten erfolgt und ein Anteil des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfligung
stehenden Kapitals zu Beginn der Auszahlungsphase in eine Rentenversicherung



eingebracht wird, die dem Vertragspartner ab Vollendung des 85. Lebensjahres eine
gleich bleibende oder steigende lebenslange Leibrente gewéhrt, deren erste monatliche
Rate mindestens so hoch ist wie die letzte monatliche Auszahlung aus dem
Auszahlungsplan unter AuBerachtlassung variabler Teilraten,; Anbieter und
Vertragspartner kbnnen vereinbaren, dass bis zu drei Monatsraten oder drei Monatsrenten
in einer Auszahlung zusammengefasst werden kénnen;

6. die eine ergdnzende Hinterbliebenenabsicherung (Hinterbliebenenrente) vorsehen kann;
Hinterbliebene in diesem Sinne sind der Ehegatte und die in seinem Haushalt lebenden
Kinder, fir die er Kindergeld oder einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 des
Einkommensteuergesetzes erhélt; der Anspruch auf Waisenrente darf Idngstens flir
den Zeitraum bestehen, in dem der Rentenberechtigte die Voraussetzungen fiir die
Berticksichtigung als Kind im Sinne des § 32 des Einkommensteuergesetzes erflillt;

7. die bestimmt, dass die Altersvorsorgebeitrdge, die erwirtschafteten Ertrdge und
VerduBerungsgewinne in

a) Rentenversicherungen und Kapitalisierungsprodukten im Sinne des § 1 Abs. 4 Satz 2
des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

b) Bankguthaben mit Zinsansammlung oder mit kostenfreier Anlage der Zinsertrége in
den unter Buchstabe c genannten Investmentfonds unter Vereinbarung einer
Riickiibertragung dieser Betrdge zu Beginn der Auszahlungsphase,

c) Anteilen an in- und ausléndischen thesaurierenden oder ausschittenden
Investmentfonds angelegt werden; bei ausschiittenden Investmentfonds muss die
Vereinbarung bestimmen, dass die Ausschiittungen zum Wert des Anteils

(Inventarwert pro Anteil) kostenfrei unverziglich wieder angelegt werden; inldndische
Investmentfonds miissen Sondervermégen nach den §§ 46 bis 90 des
Investmentgesetzes sein; bei ausléndischen Investmentanteilen muss es sich um
Investmentanteile handeln, die der Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20.

Dezember 1985 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften

betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)
(ABIl. EG Nr. L 375 S. 3), zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2001/108/EG des
Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Januar 2002 (ABl. EG Nr. L 41 S.

35), unterliegen und die nach dem Investmentgesetz éffentlich vertrieben werden

diirfen;

Bis 31.12.2003:

c) Anteilen an in- und ausléndischen thesaurierenden oder ausschittenden
Investmentfonds angelegt werden, fiir deren Rechnung geméaB Vertragsbedingungen

oder Satzung nur solche Derivatgeschéfte abgeschlossen werden diirfen, die der
Absicherung des Fondsvermdgens, dem spéateren Erwerb von Wertpapieren oder zur
Erzielung eines zusétzlichen Ertrags aus bereits vorhandenen Vermogensgegenstédnden
dienen; bei ausschiittenden Investmentfonds muss die Vereinbarung bestimmen, dass die
Ausschuttungen zum Wert des Anteils (Inventarwert pro Anteil) kostenfrei unverziiglich
wieder angelegt werden, inldndische Investmentfonds miissen Sondervermdégen nach dem
Gesetz UberKapitalanlagegesellschaften sein; bei ausldndischen Investmentanteilen muss es
sich um Investmentanteile handeln, die der Richtlinie 85/611/EWG des Rates vom 20.
Dezember 1985 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend
bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW)

(ABl. EG Nr. L 375 S. 3), zuletzt geédndert durch die Richtlinie 95/26/EG des

Europdéischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 1995 (ABl. EG Nr. L 168 S. 7),
2Altersvorsorgevertrdge kénnen auch Vertrdge sein, die die Férderung selbst genutzten
Wohnungseigentums ermdoglichen, sofern sie die Anforderungen des Satzes 1 gleichartig
erftllen. 3Altersvorsorgevertrdge kénnen auch Vertrage mit Anbietern im Sinne des Absatzes
2 sein, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen worden sind, wenn diese, im
Bedarfsfall nach einer entsprechenden Anderung, die Voraussetzungen fiir eine Zertifizierung
im Sinne dieses Gesetzes erflillen. 4Ein Altersvorsorgevertrag im Sinne dieses Gesetzes kann



zwischen dem Anbieter und dem Vertragspartner auch auf Grundlage einer rahmenvertragli-
chen Vereinbarung mit einer Vereinigung geschlossen werden, wenn der beglinstigte
Personenkreis die Voraussetzungen des § 10a des Einkommensteuergesetzes erfillt.
(2) 1Anbieter eines Altersvorsorgevertrags im Sinne dieses Gesetzes ist, wer die Zusage
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 abgibt. 2Zertifizierungsfahig kann die Zusage nur abgegeben
werden von

unterliegen und die nach dem Auslandinvestment-Gesetz 6ffentlich vertrieben werden
diirfen;

die genannten Produkte kénnen mit einer Zusatzversicherung flr verminderte
Erwerbsfédhigkeit kombiniert sein;

8. die vorsieht, dass die in Ansatz gebrachten Abschluss- und Vertriebskosten (ber einen
Zeitraum von mindestens zehn Jahren in gleichméBigen Jahresbetrédgen verteilt werden,
soweit sie nicht als Vomhundertsatz von den Altersvorsorgebeitrégen abgezogen werden;
9. in der sich der Anbieter verpflichtet, den Vertragspartner jéhrlich schriftlich (ber die
Verwendung der eingezahlten Altersvorsorgebeitrdge, das bisher gebildete Kapital, die
einbehaltenen anteiligen Abschluss- und Vertriebskosten, die Kosten fir die Verwaltung
des gebildeten Kapitals, die erwirtschafteten Ertrdge sowie bei Umwandlung eines
bestehenden Vertrags in einen Altersvorsorgevertrag die bis zum Zeitpunkt der
Umwandlung angesammelten Beitrdge und Ertrége zu informieren; der Anbieter muss
auch dartber schriftlich informieren, ob und wie er ethische, soziale und 6kologische
Belange bei der Verwendung der eingezahlten Altersvorsorgebeitrdge beriicksichtigt;

10. die dem Vertragspartner wéhrend der Ansparphase einen Anspruch gewéhrt,

a) den Vertrag ruhen zu lassen,

b) den Vertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres

zu kindigen, um das gebildete Kapital auf einen anderen auf seinen Namen

lautenden Altersvorsorgevertrag desselben oder eines anderen Anbieters (bertragen

zu lassen oder

c) mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalendervierteljahres die teilweise
oder vollstdndige Auszahlung des gebildeten Kapitals fiir eine Verwendung im Sinne

des § 92a des Einkommensteuergesetzes zu verlangen und

11. die die Abtretung oder Ubertragung von Forderungen oder Eigentumsrechten aus dem
Vertrag an Dritte ausschlie3t.

1. Lebensversicherungsunternehmen, soweit ihnen hierflir eine Erlaubnis nach dem
Versicherungsaufsichtsgesetz erteilt worden ist, Kreditinstituten, die eine Erlaubnis zum
Betreiben des Einlagengeschaftes im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes lUber
das Kreditwesen haben, und Kapitalanlagegesellschaften mit Sitz im Inland oder

2. Lebensversicherungsunternehmen im Sinne der Richtlinie 2002/83/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 Uber
Lebensversicherungen (ABI. EG Nr. L 345 S. 1) sowie Kreditinstituten im Sinne der
Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom 15. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechtsund
Verwaltungsvorschriften Uber die Aufnahme und Auslibung der Tatigkeit der
Kreditinstitute und zur Anderung der Richtlinie 77/780/EWG (ABI. EG Nr. L 386 S. 1;
Korrigendum ABI. EG Nr. L 15 S. 30) und 77/780/EWG des Rates vom 12. Dezember 1977
sFinanzdienstleistungsinstitute sowie Kreditinstitute mit Sitz im Inland, die keine Erlaubnis
zum Betreiben des Einlagengeschaftes im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes
Uber

das Kreditwesen haben, und Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne der Richtlinie
93/22/EWG des Rates vom 10. Mai 1993 Uber Wertpapierdienstleistungen (ABI. EG Nr. L 141
S. 27) mit Sitz in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums kénnen Anbieter
sein, wenn sie

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften tber die Aufnahme und
Auslbung der Tatigkeit der Kreditinstitute (ABl. EG Nr. L 322 S. 30), mit Sitz in einem
anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums, soweit sie gema3 § 110a Abs. 2 und
2a des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes lber



das Kreditwesen entsprechende Geschafte im Inland betreiben dirfen, oder von
Verwaltungs- oder Investmentgesellschaften im Sinne der Richtlinie 85/611/EWG mit Sitz
in einem anderen Staat des Europaischen Wirtschaftsraums oder

Fiir 2004:

2. Lebensversicherungsunternehmen im Sinne der Richtlinie 2002/83/EG des Européaischen
Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 Uber Lebensversicherungen (ABIl. EG

Nr. L 345 S. 1) sowie Kreditinstituten im Sinne der Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom
15. Dezember 1989 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften (ber die
Aufnahme und Ausiibung der Tétigkeit der Kreditinstitute und zur Anderung der Richtlinie
77/780/EWG (ABI. EG Nr. L 386 S. 1; Korrigendum ABI. EG Nr. L 15 S. 30) und
77/780/EWG des Rates vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften lber die Aufnahme und Ausiibung der Tétigkeit der

Kreditinstitute (ABl. EG Nr. L 322 S. 30), mit Sitz in einem anderen Staat des
Europdischen Wirtschaftsraums, soweit sie geméaB § 110a Abs. 2 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes (ber das
Kreditwesen entsprechende Geschdéfte im Inland betreiben dlrfen, oder von
Verwaltungsoder

Investmentgesellschaften im Sinne der Richtlinie 85/611/EWG mit Sitz in einem

anderen Staat des Europdischen Wirtschaftsraums oder

Bis 31.12.2003:

2. Lebensversicherungsunternehmen im Sinne der Richtlinie 92/96/EWG des Rates vom 10.
November 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften fir die
Direktversicherung (Lebensversicherung) sowie zur Anderung der Richtlinien 79/267/EWG
und 90/619/EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung), (ABl. EG Nr. L 360 S. 1) sowie
Kreditinstituten im Sinne der Richtlinie 89/646/EWG des Rates vom 15. Dezember 1989
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften Uber die Aufnahme und
Ausiibung der Tétigkeit der Kreditinstitute und zur Anderung der Richtlinie 77/780/EWG
(ABl. EG Nr. L 386 S. 1; Korrigendum ABI. EG Nr. L 15 S. 30) und 77/780/EWG des Rates
vom 12. Dezember 1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften (ber
die Aufnahme und Auslibung der Tétigkeit der Kreditinstitute (ABl. EG Nr. L 322 S. 30),
mit Sitz in einem anderen Staat des Européischen Wirtschaftsraums, soweit sie gemaB §
110a Abs. 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 53b Abs. 1 Satz 1 des
Gesetzes lber das Kreditwesen entsprechende Geschéfte im Inland betreiben dlirfen, oder
von Verwaltungs- oder Investmentgesellschaften im Sinne der Richtlinie 85/611/EWG mit
Sitz in einem anderen Staat des Europdischen Wirtschaftsraums oder

3. inlandischen Zweigstellen von Lebensversicherungsunternehmen oder Kreditinstituten, die
eine Erlaubnis zum Betreiben des Einlagengeschaftes im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
des Gesetzes Uber das Kreditwesen haben, mit Sitz auBerhalb des Europaischen
Wirtschaftsraums, soweit die Zweigstellen die Voraussetzungen des § 105 Abs. 1 des
Versicherungsaufsichtsgesetzes oder des § 53, auch in Verbindung mit § 53c des
Gesetzes Uber das Kreditwesen, erfillen.

1. nach ihrem Erlaubnisumfang nicht unter die Ausnahmeregelungen nach § 2 Abs. 7 oder 8
des Gesetzes Uber das Kreditwesen fallen oder im Falle von
Wertpapierdienstleistungsunternehmen vergleichbaren Einschréankungen der
Solvenzaufsicht in dem anderen Staat des Europadischen Wirtschaftsraums unterliegen,

2. ein Anfangskapital im Sinne von § 10 Abs. 2a Satz 1 Nr. 1 bis 7 des Gesetzes Uber das
Kreditwesen (Anfangskapital) in Hohe von mindestens 730 000 Euro nachweisen und

3. nach den Bedingungen des Altersvorsorgevertrages die Gelder nur anlegen

a) bei Kreditinstituten im Sinne des Satzes 2 oder

b) in Anteilen an thesaurierenden Investmentfonds im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nr. 7.

(3) 1Die Zertifizierung eines Altersvorsorgevertrages nach diesem Gesetz ist die Feststellung,
dass die Vertragsbedingungen des Altersvorsorgevertrages des Anbieters den Anforderungen
der Absatze 1 und 2 entsprechen. 2Eine Zertifizierung im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1 stellt



ausschlieBlich die Ubereinstimmung des Vertrages mit den Anforderungen des Absatzes 1
fest.

(4) Zertifizierungsstelle ist die in § 2 Abs. 1 bestimmte Behdrde oder die nach § 3 Abs. 1
bestimmte sonstige Stelle.

8§ 2 Zertifizierungsbehdrde, Aufgaben

(1)[1] Zertifizierungsbehorde ist die Bundesanstalt flr Finanzdienstleistungsaufsicht
(Bundesanstalt).

Bis 30.04.2002:

(1) Zertifizierungsbehorde ist das Bundesaufsichtsamt fur das Versicherungswesen.

(2) Die Zertifizierungsstelle entscheidet durch Verwaltungsakt Uber die Zertifizierung sowie
Uber die Riicknahme und den Widerruf der Zertifizierung.

(3) Die Zertifizierungsstelle prift nicht, ob ein Altersvorsorgevertrag wirtschaftlich
tragfahig und die Zusage des Anbieters erflillbar ist und ob die Vertragsbedingungen
zivilrechtlich wirksam sind.

(4) Die Zertifizierungsbehdrde nimmt die ihr nach diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben
nur im offentlichen Interesse wahr.

8§ 3 Beleihung von privaten Zertifizierungsstellen

(1) :Das Bundesministerium der Finanzen wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Aufgaben und Befugnisse der
Zertifizierungsbehdrde einer oder mehreren juristischen Personen des Privatrechts, die
von Spitzenverbanden der Kreditinstitute oder Versicherungsunternehmen oder
anderen geeigneten unabhangigen Einrichtungen errichtet werden, ganz oder teilweise
zu Ubertragen. 2Diese haben die Aufgaben der Zertifizierungsbehdérde ohne Ansehen
des Antragstellers zu Gbernehmen und die notwendige Gewahr flr die Erfillung der
Aufgaben nach diesem Gesetz zu bieten. 3Eine juristische Person bietet die notwendige
Gewahr, wenn

1. die Personen, die nach Gesetz oder Satzung die Geschaftsfihrung und
Vertretung der juristischen Person ausiiben, zuverlassig und fachlich geeignet
sind,

2. sie die zur Erfillung ihrer Aufgaben notwendige Ausstattung und Organisation
und ein Anfangskapital im Gegenwert von mindestens 1 Million Euro hat.

“Durch die Rechtsverordnung nach Satz 1 kann sich das Bundesministerium der Finanzen

die Genehmigung der Satzung und von Satzungsanderungen der juristischen Person

vorbehalten.

(2)[1] Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 Satz 1 unterliegen der Rechts- und Fachaufsicht

der Bundesanstalt.

Bis 30.04.2002:

(2) Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 Satz 1 unterliegen der Rechts- und Fachaufsicht

des Bundesaufsichtsamtes flir das Versicherungswesen.



8§ 4 Antrag, Ergianzungsanforderungen, Erganzungsanzeigen, Ausschlussfristen

(1) :Die Zertifizierung erfolgt auf Antrag des Anbieters. 2Mit dem Antrag sind vorzulegen:

1. Unterlagen, die belegen, dass der Vertrag die in § 1 Abs. 1 genannten
Voraussetzungen erfullt;

2. eine Bescheinigung der zustandigen Aufsichtsbehérde tiber den Umfang der
Erlaubnis und bei Unternehmen im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 3 zusatzlich Uber
den Umfang der Aufsicht und die Hohe des Anfangskapitals (§ 1 Abs. 2 Satz 3
Nr. 1 und 2).

(2) *Auf Antrag eines Spitzenverbandes der in § 1 Abs. 2 genannten Anbieter kann die

Zertifizierung eines ausschlieBlich als Muster verwendbaren Vertrages erfolgen. ?Mit dem

Antrag sind die Unterlagen vorzulegen, die belegen, dass der Mustervertrag die in § 1 Abs.

1 genannten Voraussetzungen erfullt.

(2) Ein Spitzenverband der in § 1 Abs. 2 genannten Anbieter kann als Bevollmachtigter
seiner Mitgliedsunternehmen fir diese die Antrage nach Absatz 1 stellen. 2Von der
Vorlage der Unterlagen nach

1. Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 kann abgesehen werden, wenn es sich bei dem Vertrag
um einen bereits zertifizierten Mustervertrag nach Absatz 2 handelt;

2. Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 kann abgesehen werden, wenn der Spitzenverband
schriftlich versichert, dass ihm flr sein Mitgliedsunternehmen die dort genannte
Bescheinigung vorliegt.

3Der Bevollmachtigte hat auf Verlangen der Zertifizierungsbehdrde seine Vollmacht

schriftlich nachzuweisen sowie die Unterlagen nach § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2

vorzulegen.

(4) Die GeblUhr nach § 12 ist bei Stellung des Antrags zu entrichten.

(5) ‘Fehlende Angaben oder Unterlagen fordert die Zertifizierungsstelle innerhalb von drei

Monaten als Erganzungsanzeige an (Erganzungsanforderung). 2Innerhalb von drei Monaten

nach Zugang der Erganzungsanforderung ist die Erganzungsanzeige der

Zertifizierungsstelle zu erstatten; andernfalls lehnt die Zertifizierungsstelle den

Zertifizierungsantrag ab. *Die Frist nach Satz 2 ist eine Ausschlussfrist.

8§ 5 Zertifizierung

Die Zertifizierungsstelle erteilt die Zertifizierung mit Wirkung zum ersten Werktag des
Ubernachsten Kalendermonats, wenn ihr die nach diesem Gesetz erforderlichen Angaben
und Unterlagen vorliegen und die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 und 2 erfillt sind,
frihestens jedoch zum 1. Januar 2002.

8§ 6 [1] Rechtsverordnung

'Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, ndhere Bestimmungen lber das
Zertifizierungsverfahren und die Informationspflichten gemaB § 7 Abs. 4 treffen. 2Das
Bundesministerium der Finanzen kann die Ermachtigung durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, auf die Bundesanstalt Ubertragen.



8§ 7 Informationspflicht des Anbieters

(1)[1] ‘Der Anbieter informiert den Vertragspartner schriftlich vor Vertragsabschluss, im
Falle eines Versicherungsvertrages vor Antragstellung, tGber

1. die H6he und zeitliche Verteilung der vom Vertragspartner zu tragenden Abschluss- und
Vertriebskosten,

2. die Kosten flr die Verwaltung des gebildeten Kapitals,

3. die Kosten, die dem Vertragspartner im Falle eines Wechsels in ein anderes
beglinstigtes Anlageprodukt oder zu einem anderen Anbieter unter Mitnahme des
gebildeten Kapitals entstehen,

4. das Guthaben, das dem Vertragspartner bei Zahlung gleich bleibender Beitrage am
jeweiligen Jahresende Uber einen Zeitraum von zehn Jahren maximal bis zum Beginn
der Auszahlungsphase vor und nach Abzug der Wechselkosten zur Ubertragung auf ein
anderes Anlageprodukt oder einen anderen Anbieter zustliinde, und die Summe der bis
dahin insgesamt gezahlten gleich bleibenden Beitrdge, wobei sich das gebildete
Guthaben und die zu zahlenden Beitrage jeweils um einen Satz von 2, 4 oder 6 vom
Hundert jahrlich verzinsen. 2Sind flr einen Teil oder die gesamte Ansparphase bereits
unterschiedliche Beitrage oder eine bestimmte Verzinsung vertraglich vereinbart, sind
diese anstelle der zuvor genannten Betrage zur Berechnung heranzuziehen,

5. die Anlagemdglichkeiten und die Struktur des Anlagenportfolios sowie Uber das
Risikopotential und dartber, ob und wie ethische, soziale und 6kologische Belange bei
der Verwendung der eingezahlten Beitrage berticksichtigt werden, und

6. die Einwilligung nach § 10a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz des
Einkommensteuergesetzes als Voraussetzung der Forderberechtigung flr den dort
genannten Personenkreis.

3Wird ein beim Anbieter bestehender Vertrag auf einen Altersvorsorgevertrag im Sinne

dieses Gesetzes umgestellt, so treten an die Stelle der Abschluss- und Vertriebskosten die

aus Anlass der Vertragsumstellung entstehenden Kosten.

Bis 31.12.2004:

(1) :Der Anbieter informiert den Vertragspartner schriftlich vor Vertragsabschluss, im Falle
eines Versicherungsvertrages vor Antragstellung, tUber

1. die H6he und zeitliche Verteilung der vom Vertragspartner zu tragenden
Abschluss- und Vertriebskosten,
2. die Kosten flr die Verwaltung des gebildeten Kapitals und
3. die Kosten, die dem Vertragspartner im Falle eines Wechsels in ein anderes
begiinstigtes Anlageprodukt oder zu einem anderen Anbieter unter Mithahme
des gebildeten Kapitals entstehen.
2Sofern zwischen Anbieter und Vertragspartner bereits ein Vertragsverhaltnis besteht, hat
der Anbieter Uber die Méglichkeit einer Umstellung aufzuklaren. *Wird ein beim Anbieter
bestehender Vertrag auf einen Altersvorsorgevertrag im Sinne dieses Gesetzes umgestellt,
so treten an die Stelle der Abschluss- und Vertriebskosten die aus Anlass der
Vertragsumstellung entstehenden Kosten.
(2) 'In der Information nach Absatz 1 hat der Anbieter die Zertifizierungsstelle mit ihrer
Postanschrift, die Zertifizierungsnummer, das Datum, zu dem die Zertifizierung wirksam
geworden ist, und einen deutlich hervorgehobenen Hinweis folgenden Wortlauts
aufzunehmen:
"Der Altersvorsorgevertrag ist zertifiziert worden und damit im Rahmen des § 10a des
Einkommensteuergesetzes steuerlich férderungsfahig. ?Bei der Zertifizierung ist nicht
gepruft worden, ob der Altersvorsorgevertrag wirtschaftlich tragféhig, die Zusage des
Anbieters erflillbar ist und die Vertragsbedingungen zivilrechtlich wirksam sind."



(3) Erflllt der Anbieter die ihm gemalB den Absatzen 1 und 2 obliegenden Verpflichtungen
nicht, kann der Vertragspartner binnen eines Monats nach Zahlung des ersten Beitrages
vom Vertrag zurtcktreten.

(4)[2] Der Anbieter ist verpflichtet, den Vertragspartner jahrlich schriftlich Gber die
Verwendung der eingezahlten Altersvorsorgebeitrage, das bisher gebildete Kapital, die
einbehaltenen anteiligen Abschluss- und Vertriebskosten, die Kosten flr die Verwaltung des
gebildeten Kapitals, die erwirtschafteten Ertréage sowie bei Umwandlung eines bestehenden
Vertrags in einen Altersvorsorgevertrag die bis zum Zeitpunkt der Umwandlung
angesammelten Beitrage und Ertrage zu informieren; im Rahmen der jahrlichen
Berichterstattung muss der Anbieter auch daruber schriftlich informieren, ob und wie
ethische, soziale und 6kologische Belange bei der Verwendung der eingezahlten
Altersvorsorgebeitrage beriicksichtigt werden.

§ 8 Riicknahme, Widerruf und Verzicht

(1) ‘Die Zertifizierungsbehérde kann den Antrag auf Zertifizierung ablehnen oder die
Zertifizierung gegeniber dem Anbieter widerrufen, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass der Anbieter die flir die Beachtung der Vorschriften dieses Gesetzes
sowie des Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes erforderliche Zuverlassigkeit nicht
besitzt. ?Die Zertifizierungsbehdrde hat die Zertifizierung gegentiber dem Anbieter zu
widerrufen, wenn der Anbieter die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht mehr erflllt. *Die
Aufhebung der Zertifizierung nach den allgemeinen Bestimmungen des
Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt unberihrt.

(2) Der Anbieter kann auf die Zertifizierung unbeschadet seiner vertraglichen
Verpflichtungen fir die Zukunft durch schriftliche Erklarung gegentber der
Zertifizierungsstelle verzichten.

(3) Der Anbieter ist verpflichtet, den Vertragspartner, mit dem er einen
Altersvorsorgevertrag abgeschlossen hat, Gber Ricknahme oder Widerruf der Zertifizierung
oder Uber den Verzicht auf die Zertifizierung unverziglich zu unterrichten.

(4) ‘Die Zertifizierungsbehdrde unterrichtet die obersten Finanzbehdrden der Lander und
die zentrale Stelle im Sinne des § 81 des Einkommensteuergesetzes unverzliglich tUber
Ricknahme oder Widerruf der Zertifizierung oder Uber den Verzicht auf die Zertifizierung.
2Dabei ist auch mitzuteilen, ab welchem Zeitpunkt Riicknahme, Widerruf oder Verzicht
wirksam sind. 3Im Fall einer Antragsablehnung oder eines Widerrufs nach Absatz 1 Satz 1
ist die fir den Anbieter zustédndige Aufsichtsbehdrde zu unterrichten.

(5)[1] Als Muster verwendbare zertifizierte Altersvorsorgevertrage, die nicht die in § 1 Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen erfillen, sind mit Wirkung vom 1. Januar 2006
durch Bescheid der Zertifizierungsstelle zu widerrufen.

8§ 9 Sofortige Vollziehung

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf oder die Rliicknahme einer
Zertifizierung haben keine aufschiebende Wirkung.



8§ 10 Verdffentlichung

Die Zertifizierungsbehérde macht die Zertifizierung sowie den Widerruf, die Ricknahme
oder den Verzicht durch eine Veréffentlichung des Namens und der Anschrift des Anbieters
und dessen Zertifizierungsnummer im Bundesanzeiger bekannt. 2Das Gleiche gilt
sinngemaB flUr die Zertifizierung von Vertragen im Sinne des § 4 Abs. 2 Satz 1.

8§ 11 Verschwiegenheitspflicht und Datenschutz

(1) ‘Die bei der Zertifizierungsbehdrde beschéftigten oder von ihr beauftragten Personen

durfen bei ihrer Tatigkeit erhaltene vertrauliche Informationen nicht unbefugt offenbaren

oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im Dienst sind oder ihre Tatigkeit beendet ist

(Schweigepflicht). 2Dies gilt auch flr andere Personen, die durch dienstliche

Berichterstattung Kenntnis von den in Satz 1 bezeichneten Tatsachen erhalten.

(2) Ein unbefugtes Offenbaren oder Verwerten im Sinne des Absatzes 1 liegt insbesondere

nicht vor, wenn Tatsachen weitergegeben werden an

1. kraft Gesetzes oder im 6ffentlichen Auftrag mit der Uberwachung von
Versicherungsunternehmen, Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten oder
Investmentgesellschaften betraute Stellen sowie von diesen beauftragte Personen,

2. die Finanzbehérden oder

3. die Zertifizierungsbehdrde oder

4. nach § 3 beliehene Stellen,

soweit diese Stellen die Informationen zur Erflllung ihrer Aufgaben bendtigen. 2Fir die bei

diesen Stellen beschaftigten Personen gilt die Verschwiegenheitspflicht nach Absatz 1 Satz

1 entsprechend.

(3)[1] Personen, die bei den nach § 3 beliehenen Stellen beschaftigt oder fir sie tatig sind,

sind nach dem Gesetz Uber die formliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen vom 2.

Marz 1974 (BGBI. I S. 469, 547) von der Bundesanstalt auf die gewissenhafte Erfullung

ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

Bis 30.04.2002:

(3) Personen, die bei den nach § 3 beliehenen Stellen beschaftigt oder fir sie tatig sind,

sind nach dem Gesetz Uber die férmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen vom 2.

Marz 1974 (BGBI. I S. 469, 547) vom Bundesaufsichtsamt flr das Versicherungswesen auf

die gewissenhafte Erflllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten.

(4) Sofern personenbezogene Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, gelten die

Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes.

8§ 12 Gebiihren

Die Zertifizierungsstellen erheben fir die Bearbeitung eines Antrags, einen
Altersvorsorgevertrag zu zertifizieren, Gebihren in Héhe von 5 000 Euro. ?Fir Anbieter, die
ihrem Antrag nach § 4 Abs. 1 einen zertifizierten Vertrag eines Spitzenverbandes
zugrunde legen, betragt die Gebiihr 500 Euro, wenn der Vertrag des Anbieters bezliglich
der Anforderungen des § 1 Abs. 1 von dem zertifizierten Muster in Reihenfolge und Inhalt
nicht abweicht und wenn der Anbieter bei seinem Antrag zusatzlich die Zertifizierungsstelle
mit ihrer Postanschrift, die Zertifizierungsnummer und das Datum, zu dem die
Zertifizierung wirksam geworden ist, mitteilt. *Flr Antrage nach § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2
betragt die Geblihr 250 Euro.



§ 13 BuBgeldvorschriften

(1)[1] Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrldssig den vertraglichen Pflichten
nach § 7 Abs. 4 nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig nachkommt.

Bis 31.12.2004:

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig den vertraglichen Pflichten
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig
nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu 2 500 Euro geahndet werden.
(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten ist die Zertifizierungsbehdrde.

§ 14 [1] Ubergangsvorschrift

(1) FUr vor dem 1. Januar 2002 abgeschlossene Vertrage, die in Altersvorsorgevertrage
geandert werden sollen (§ 1 Abs. 1 Satz 3), gelten die Vorschriften dieses Gesetzes
entsprechend.

(2) 'Far Vertrage, die nach § 5 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung zertifiziert
wurden und die alle die in Artikel 7 Nr. 1 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. I S. 1427)
enthaltenen Anderungen insgesamt bis zum 31. Dezember 2005 nachvollziehen, ist eine
erneute Zertifizierung des Vertrags nicht erforderlich. 2Satz 1 gilt ohne zeitliche
Beschrankung entsprechend, soweit der Anbieter unter Beibehaltung der vertraglichen
Ausgestaltung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 in der bis 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung mit seinen Bestandskunden die einvernehmliche Ubernahme der in Artikel 7 Nr. 1
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis cc und ee des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. I S.
1427) enthaltenen Anderungen ganz oder teilweise vereinbart. :Die Anderung des Vertrags
ist der Zertifizierungsstelle gegentber schriftlich anzuzeigen.



	§ 1 Begriffsbestimmungen 
	§ 2 Zertifizierungsbehörde, Aufgaben
	§ 3 Beleihung von privaten Zertifizierungsstellen
	§ 4 Antrag, Ergänzungsanforderungen, Ergänzungsanzeigen, Ausschlussfristen 
	§ 5 Zertifizierung 
	§ 6 [1] Rechtsverordnung 
	§ 7 Informationspflicht des Anbieters 
	§ 8 Rücknahme, Widerruf und Verzicht
	§ 9 Sofortige Vollziehung 
	§ 10 Veröffentlichung 
	§ 11 Verschwiegenheitspflicht und Datenschutz 
	§ 12 Gebühren
	§ 13 Bußgeldvorschriften 
	§ 14 [1] Übergangsvorschrift 

